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Änderungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


zu der zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 2002 
- Drucksachen 14/6800 Anlage, 14/7312, 14/7321, 14/7322, 14/7323, 14/7537 - 

hier: Einzelplan 12 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kapitel 12 25 Tgr. 02 - Förderung des sozialen Wohnungsbaus - 

bei Titel 882 25 - Zuweisungen für Investitionen in den alten Ländern - den 
Ansatz für Investitionen der sozialen Wohnraumförderung in Verdichtungs- 
räumen um 5 Mio. Euro auf 312 066 T Euro zu erhöhen und die Verpfhch- 
tungsermächtigung um 95 Mio. Euro auf 256 112 T Euro wie folgt anzuheben: 

2003 bis 2007 jährlich um 14 Mio. Euro auf 23 075 T Euro und für das Jahr 
2008 um 25 Mio. Euro auf 35 547 T Euro. 


Berlin, den 26. November 2001 

Friedrich Merz, Michael Glos und Fraktion 



Drucksache 14/7664 


- 2 - 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Begründung 

Die Förderang des sozialen Wohnungsbaus ist in den letzten Jahren gegenüber 
1998 kontinuierlich und schließlich um 75 % zurückgefahren worden. Bereits 
der Bundeshaushalt 2001 sah nur noch den im II. Wohnungsbaugesetz fest- 
gelegten Mindestbetrag von 450 Mio. DM vor, den das am 1. Januar 2002 in 
Kraft tretende Gesetz zur Reform des Wohnungsbaurechts unverändert fort- 
führt. 

Angesichts des massiven Einbruchs im Wohnungsbau, wobei die Baugenehmi- 
gungen deutlich die Ersatzbaurate unterschreiten, gibt es in den westdeutschen 
Ballungszentren einen deutlich spürbaren Mangel an Wohnungen und steigende 
Mieten, die die konjunkturelle und arbeitsmarktpolitische Entwicklung zu 
behindern drohen. 

Wegen dieser unübersehbaren Warnsignale haben die CDU/CSU-geführten 
Landesregierungen im Bundesrat die Bereitstellung von mehr Bundesmitteln 
für die soziale Wohnraumförderang gefordert. Diese zusätzlichen Mittel sollten 
gezielt in den Regionen mit überdurchschnittlichen Wohnungsversorgungs- 
engpässen eingesetzt werden - entsprechend einem Schreiben des bayerischen 
Innenministers vom 30. August 2001 („Metropolen-Programm“) gegenüber 
dem Bundesminister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen. Der Ausschuss 
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen hat dieses Anliegen aufgegriffen und 
mit breiter Mehrheit einem Antrag der Koalitionsfraktionen nach Aufstockung 
des Verpflichtungsrahmens um 170 Mio. Euro mit „Schwerpunktsetzung zu- 
gunsten der Verdichtungsräume“ zugestimmt. Nur zwei Wochen später haben 
die Koalitionsfraktionen diese Ansicht jedoch korrigiert und im Haushaltsaus- 
schuss nur einen um 100 Mio. Euro niedrigeren Verpflichtungsrahmen einge- 
fordert. Dieser Zick-Zack-Kurs ist wohnungspolitisch kurzsichtig und ein Ver- 
lust an politischer Glaubwürdigkeit. Er muss revidiert werden. 
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